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1. Modernisierung des Besteuerungsverfahrens ab 2017 

 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens will die Bundesregierung bei der 

Steuererklärung weitgehend ohne schriftliche Belege auskommen. Am 11.5.2016 stimmte der Finanz-

ausschuss dem von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zu. Folgende Maßnahmen sind 

dem Entwurf zufolge hervorzuheben: 

 

 Ausschließlich automationsgestützte Bearbeitung: Eine zentrale Maßnahme der Modernisie-

rung des Besteuerungsverfahrens ist die Verstärkung der ausschließlich automationsgestützten Be-

arbeitung von dazu geeigneten Steuererklärungen. Durch Einsatz von Risikomanagementsystemen 

soll eine Konzentration der personellen Ressourcen auf die wirklich prüfungsbedürftigen Fälle er-

reicht werden. 

 Wandlung von Belegvorlagepflichten: In den Gesetzen und Verordnungen ist vorgesehen, die 

Belegvorlagepflichten weitestgehend in Belegvorhaltepflichten mit risikoorientierter Anforderung 

durch die Finanzverwaltung umzuwandeln. Die Belege müssen dennoch vorgehalten werden. Die 

Steuerpflichtigen müssen daher damit rechnen, dass die von ihnen vorgehaltenen Belege von den 

Finanzbehörden angefordert werden können. Dies betrifft besonders Spendenquittungen. Meldet 

der Zuwendungsempfänger die erhaltene Zuwendung direkt an die Finanzverwaltung, soll ganz auf 

die Belegvorhaltepflicht verzichtet werden können. 

 Neuregelung der Steuererklärungsfristen: Mit dem Gesetz wird eine gesetzliche Fristverlänge-

rung für beratene Steuerpflichtige eingeführt. Während nach den bisherigen „Fristenerlassen“ eine 

Fristverlängerung über den 31. Dezember des Folgejahres nur aufgrund begründeter Einzelanträge 

möglich ist, können die von der Regelung erfassten Steuererklärungen nunmehr vorbehaltlich einer 

„Vorabanforderung“ oder einer „Kontingentierung“ bis zum 28. Februar des Zweitfolgejahres ab-

gegeben werden. Außerdem sieht der Entwurf vor, die Frist zur Abgabe der Steuererklärung (ohne 

Mitwirkung eines Steuerberaters) von Ende Mai auf Ende Juli des Folgejahres zu verlängern.  

 Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die Finanzbehörde muss – mit wenigen Ausnahmen – 

von Gesetzes wegen bei verspäteter Abgabe der Steuererklärungen einen Verspätungszuschlag er-

heben.  Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden angefangenen Monat der eingetretenen Ver-

spätung 0,25 % der festgesetzten Steuer – mindestens jedoch 25 € für jeden angefangenen Monat. 

 Änderungsmöglichkeit bei Rechen- und Schreibfehlern: Vorgeschrieben wird die Aufhebung 

oder Änderung von Steuerbescheiden, soweit dem Steuerpflichtigen bei Erstellung seiner Steuer-

erklärung Schreib- oder Rechenfehler unterlaufen sind und er deshalb der Finanzbehörde rechtser-

hebliche Tatsachen nicht mitgeteilt hat. 

 Bekanntgabe von Steuerbescheiden: Die Finanzbehörde kann mit Zustimmung des Steuerpflich-

tigen bekanntzugebende Verwaltungsakte auf einer Internetplattform bereitstellen und schafft da-

mit eine Abrufmöglichkeit für den Adressaten jederzeit und von jedem Ort der Welt. 

 

Anmerkung: Das Gesetz soll – mit Ausnahmen – am 1.1.2017 in Kraft treten. Über die relevanten 

Regelungen informieren wir Sie im Einzelnen nach endgültiger Festlegung der Gesetzesfassung. 

 

 

2. Steuerliche Förderung von Elektrofahrzeugen geplant 
 

Am 18.5.2016 legte das Bundeskabinett den Regierungsentwurf des Gesetzes zur Förderung von 

Elektromobilität im Straßenverkehr vor. Im Einzelnen sind folgende Planungen auf den Weg ge-

bracht: 

 

 Für den Kauf von Neufahrzeugen soll eine Kaufprämie gewährt werden. Die Kaufprämie in Höhe 

von 4000 € für rein elektrisch angetriebene Fahrzeuge und in Höhe von 3000 € für Plug-In-Hybride 

wird jeweils zur Hälfte von der Bundesregierung und von der Industrie finanziert. Das zu fördern-

de Elektroauto darf einen Nettolistenpreis für das Basismodell 60.000 € nicht überschreiten. Die 

Förderung erfolgt bis zur vollständigen Auszahlung der hierfür vorgesehenen Bundesmittel in Hö-

he von 600 Mio. €, längstens jedoch bis 2019. Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unterneh-

men, Stiftungen, Körperschaften und Vereine. 



 Seit dem 1.1.2016 bis zum 31.12.2020 gilt bei erstmaliger Zulassung reiner Elektrofahrzeuge eine 

fünfjährige Kraftfahrzeugsteuerbefreiung. Diese wird rückwirkend zum 1.1.2016 auf 10 Jahre ver-

längert. Die zehnjährige Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge wird zudem auf technisch an-

gemessene, verkehrsrechtlich genehmigte Umrüstungen zu reinen Elektrofahrzeugen ausgeweitet. 

 Im Einkommensteuergesetz werden vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elekt­rische Aufla-

den eines privaten Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugs des Arbeitnehmers im Betrieb des Arbeit-

gebers und für die zur privaten Nutzung zeitweise überlassene betriebliche Ladevorrichtung steu-

erbefreit. Der Arbeitgeber erhält die Möglichkeit, geldwerte Vorteile aus der unentgeltlichen oder 

verbilligten Übereignung der Ladevorrichtung und Zuschüsse pauschal mit 25 % Lohnsteuer zu 

besteuern. Die Regelungen werden befristet für den Zeitraum vom 1.1.2017 bis 31.12.2020. 

 

 

3. Doppelte AfA bei Bebauung des Ehegattengrundstücks 

 
Bebaut ein Unternehmer ein betrieblich genutztes Grundstück, das ihm zusammen mit seinem Ehegat-

ten gehört, sind nach Auffassung des Bundesfinanzhofs (BFH) in seiner Entscheidung vom 9.3.2016 

Wertsteigerungen der dem Ehegatten gehörenden Grundstückshälfte nicht einkommensteuerpflichtig. 

 

Hieraus können sich erhebliche steuerliche Vorteile im Hinblick auf die Absetzungen für Abnutzung 

(AfA) ergeben. Übertragen die Ehegatten z. B. später das gemeinsame Grundstück auf ihren Sohn, der 

den Betrieb des Vaters fortführt, kann für die angefallenen Baukosten die AfA zweimal in Anspruch 

genommen werden. 

 

Im entschiedenen Fall hatte der Vater schon in den 1960er-Jahren mehrere Betriebsgebäude auf 

Grundstücken errichtet, die zur Hälfte auch der Mutter gehörten. Er nahm AfA auf seine Baukosten 

vor. Im Jahr 1993 übertrug er den Betrieb unentgeltlich auf den Sohn. Gleichzeitig übertrugen beide 

Elternteile die betrieblich genutzten Grundstücke ebenfalls unentgeltlich auf den Nachfolger. 

 

Bei der Übertragung von Wirtschaftsgütern, die dem Vater gehörten, sind die Buchwerte aus den Bi-

lanzen des Vaters fortzuführen. Der Sohn sah in der Schenkung der Gebäudeteile die zivilrechtlich 

der Mutter gehörten, eine Einlage in seinen Betrieb, die er mit dem aktuellen Teilwert der Gebäude-

teile bewertete. Da der Teilwert erheblich höher war als der Restbuchwert des Bilanzpostens, der in 

den Bilanzen des Vaters verblieben war, eröffnete es die Möglichkeit zur Vornahme erneuter hoher 

AfA-Beträge auf die von seinem Vater in der Vergangenheit schon nahezu abgeschriebenen Gebäude-

teile. 

 

Diese rechtliche Beurteilung bestätigte der BFH nunmehr mit dem Urteil. Dies hat zur Folge, dass in 

derartigen Fällen im Ergebnis eine doppelte Abschreibung möglich ist, obwohl die Baukosten nur 

einmal anfallen. Allerdings hat der BFH im Gegenzug klargestellt, dass für den Bilanzposten, der den 

eigenen Bauaufwand des Unternehmers für die Gebäudeteile des anderen Ehegatten verkörpert, keine 

Steuersubventionen in Anspruch genommen werden können, die vom Gesetzgeber nur für Wirt-

schaftsgüter des Betriebsvermögens gewährt werden. Dies wurde in der Praxis bisher anders gehand-

habt, wodurch die Buchwerte dieser Bilanzposition zusätzlich gemindert werden konnten. 

 

 

4. Nutzungsausfallentschädigung für gemischt genutzten Pkw 
 

Bewegliche Wirtschaftsgüter – wie z. B. ein Pkw – sind selbst dann, wenn sie gemischt – also sowohl 

betrieblich als auch privat – genutzt werden, ungeteilt entweder Betriebs- oder Privatvermögen. 

 

Betriebseinnahmen sind alle Zugänge in Geld oder Geldeswert, die durch den Betrieb veranlasst sind. 

Vereinnahmt ein Steuerpflichtiger im Zusammenhang mit Schäden am Wirtschaftsgut Ersatzleistun-

gen – also z. B. eine Nutzungsausfallentschädigung –, richtet sich die steuerliche Beurteilung nach der 

Zuordnung des Wirtschaftsguts. 

 



Die Nutzungsausfallentschädigung für ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens ist nach einer Ent-

scheidung des Bundesfinanzhofs vom 27.1.2016 selbst dann im vollen Umfang Betriebseinnahme, 

wenn das Wirtschaftsgut teilweise auch privat genutzt wird. Das gilt unabhängig davon, bei welcher 

Gelegenheit der Schaden entstanden ist und wie der Steuerpflichtige auf den Schaden reagiert. 

 

Im entschiedenen Fall hielt ein selbstständiger Versicherungsagent ein Fahrzeug im Betriebsvermö-

gen, das er auch privat nutzte. Für einen Nutzungsausfall aufgrund eines Unfalls erhielt er von der 

Versicherung des Unfallverursachers eine Entschädigung. Das Finanzamt behandelte diese uneinge-

schränkt als Betriebseinnahme. Der Steuerpflichtige machte demgegenüber geltend, dass der Unfall 

sich auf einer Privatfahrt ereignet habe und er außerdem für die Zeit des Nutzungsausfalls kein Ersatz-

fahrzeug angemietet, sondern Urlaub genommen habe. Der BFH gab dem Finanzamt recht. 

 

 

5. Kein Abzug größerer Erhaltungsaufwendungen durch Einzelrechtsnachfolger 
 

Hat der Nießbraucher größere Erhaltungsaufwendungen auf mehrere Jahre verteilt und wird der Nieß-

brauch innerhalb des Verteilungszeitraums beendet, kann der Eigentümer den verbliebenen Teil der 

Aufwendungen nicht als Werbungskosten geltend machen. Dies hat das Finanzgericht Münster (FG) 

mit Urteil vom 15.4.2016 entschieden. 

 

Im entschiedenen Fall ist eine Steuerpflichtige Eigentümerin eines vermieteten Grundstücks, das sie 

von ihrer Mutter unter Zurückbehaltung eines lebenslänglichen Nießbrauchsrechts übertragen be-

kommen hatte. Die Mutter, die vereinbarungsgemäß alle Lasten des Grundstücks zu tragen hatte, ließ 

auf ihre Kosten eine neue Heizungsanlage und neue Fenster einbauen. Auf ihren Antrag verteilte das 

Finanzamt die hieraus resultierenden Werbungskosten auf 3 Jahre. 

 

Die Beteiligten hoben den Nießbrauch vorzeitig auf, sodass nunmehr die Steuerpflichtige die Einkünf-

te aus Vermietung und Verpachtung erzielte. Sie machte in der Folgezeit den von der Mutter noch 

nicht in Anspruch genommenen Teil des Erhaltungsaufwands als Werbungskosten geltend. Dies lehn-

te das Finanzamt ab. Vielmehr seien die restlichen Aufwendungen in voller Höhe im Jahr der Beendi-

gung des Nießbrauchs bei der Mutter abzuziehen. 

 

Das FG kam zu dem Entschluss, dass die Steuerpflichtige die von ihrer Mutter getragenen Erhal-

tungsaufwendungen nicht als Werbungskosten geltend machen kann, weil es hierfür an einer Rechts-

grundlage fehlt. Die für die Fortführung von AfA durch den Einzelrechtsnachfolger enthaltene Rege-

lung kann auf die Verteilung größerer Erhaltungsaufwendungen nicht analog angewandt werden. 

 

Anmerkung: Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.  

 

 

6. Bundesregierung lehnt Streubesitzsteuer ab 
 

Der Bundesrat verlangt analog zur Besteuerung von Dividenden eine adäquate Vorgehensweise für 

Veräußerungsgewinne aus Streubesitz. Es geht um Anteile von unter 10 %, die ein Unternehmen an 

einem anderen hält. 

 

Die Regelung sei notwendig, um die Möglichkeiten zu steuerlichen Gestaltungen zu vermeiden, die 

sich aus der Ungleichbehandlung von Dividenden und Veräußerungsgewinnen aus Streubesitz erge-

ben würden. Es müsse eine verfassungsfeste und EU-konforme Regelung gefunden werden, die si-

cherstellt, dass für die Bereitstellung von Wagniskapital und die Finanzierung junger innovativer Un-

ternehmen keine neue Belastung entsteht. 

 

Der Vorstoß wurde von der Bundesregierung zurückgewiesen. Sie erinnert an das „Eckpunktepapier“ 

Wagniskapital, in dem sie sich verpflichtet hat, bei der möglichen Einführung einer Steuerpflicht auf 

Veräußerungsgewinne aus Streubesitz keine neuen steuerlichen Belastungen bei der Finanzierung 



junger innovativer Unternehmen entstehen zu lassen und auch EU-Konformität sicherzustellen. Des-

halb sei von einer Regelung zur Besteuerung von Veräußerungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligun-

gen abgesehen worden. 

 

 

7. Erbschaftsteuerbefreiung für Familienwohnheim kann rückwirkend  

versagt werden 
 

Der Erwerb eines Familienwohnheims von Todes wegen durch Kinder bleibt steuerfrei, soweit der 

Erblasser darin bis zum Erbfall eine Wohnung zu eigenen Wohnzwecken genutzt hat oder bei der er 

aus zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert war. Die Steu-

erbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn der Erwerber das Familienheim in-

nerhalb von 10 Jahren nach Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt – es sei denn, er ist aus 

zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert. 

 

Nunmehr hat das Hessische Finanzgericht (FG) dazu entschieden, dass auch die unentgeltliche Über-

tragung des Familienheims 4 Jahre nach dem Erwerb von Todes wegen durch den Steuerpflichtigen 

als Erwerber auf seine Kinder die Steuerbefreiung für Familienheime rückwirkend entfallen lässt. Das 

gilt auch dann, wenn das Familienheim aufgrund des vorbehaltenen Dauerwohnrechts und des vorbe-

haltenen Nießbrauchsrechts weiterhin vom Steuerpflichtigen zu Wohnzwecken genutzt wird. 

 

Anmerkung: Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache und zur Fortbildung des Rechts 

hat das FG die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

 

8. Neuerungen bei Leiharbeit und Werkverträgen 
 

Das Bundeskabinett hat am 1.6.2016 den Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Missbrauchs bei Leih-

arbeit und Werkverträgen beschlossen. 

 

Eine Neuerung ist die gesetzliche Regelung zu Equal Pay nach 9 Monaten. Equal Pay bedeutet, dass 

Leiharbeitnehmer den gleichen Lohn erhalten wie vergleichbare Stammarbeitnehmer. Bestehende 

Branchenzuschlagstarifverträge können fortgeführt und weiterentwickelt werden. Diese Tarifverträge 

müssen jedoch soziale Voraussetzungen erfüllen: Erstens müssen die Zuschläge spätestens nach 6 

Wochen einsetzen, und zweitens muss nach spätestens 15 Monaten ein Lohn erreicht werden, der von 

den Tarifvertragsparteien der Zeitarbeitsbranche als gleichwertig mit dem tarifvertraglichen Lohn der 

Einsatzbranche festgelegt wird. 

 

Ferner soll eine Überlassungshöchstdauer von grundsätzlich 18 Monaten eingeführt werden. Damit 

müssen Leiharbeitnehmer nach 18 Monaten, wenn sie weiterhin im gleichen Entleihbetrieb arbeiten 

sollen, von diesem übernommen werden. Soll dies nicht geschehen, so müssen sie vom Verleiher aus 

diesem Entleihbetrieb abgezogen werden. 

 

Tarifpartner in den einzelnen Einsatzbranchen können sich durch einen Tarifvertrag auf eine längere 

Überlassung einigen. Auch nicht tarifgebundene Entleiher erhalten die Möglichkeit, im Rahmen der 

in ihrer Branche geltenden tariflichen Vorgaben die Überlassungshöchstdauer zu verlängern. Sie kön-

nen dazu entweder einen Tarifvertrag mit einer festgelegten Überlassungshöchstdauer 1:1 mittels 

Betriebsvereinbarung nachzeichnen oder eine Öffnungsklausel im Tarifvertrag für Betriebsvereinba-

rungen nutzen. 

 

Legt der Tarifvertrag für eine solche betriebliche Öffnungsklausel selbst keine konkrete Überlas-

sungshöchstdauer fest, können tarifungebundene Entleiher bei Nutzung der Öffnungsklausel nur eine 

Überlassungshöchstdauer von maximal 24 Monaten vereinbaren. Legt der Tarifvertrag eine konkrete 

Überlassungshöchstdauer für die Öffnungsklausel fest (z. B. „48 Monate“), können auch tarifunge-



bundene Entleiher die Öffnungsklausel in vollem Umfang nutzen, wenn sie eine Betriebsvereinbarung 

abschließen. 

 

Mit dem neuen Gesetz soll auch den teilweise missbräuchlich genutzten Werkverträgen entgegenge-

wirkt werden. Das Gesetz definiert, wer Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer ist, indem es hierzu die 

Leitsätze der höchstrichterlichen Rechtsprechung gesetzlich festschreibt. Damit sollen missbräuchli-

che Gestaltungen des Fremdpersonaleinsatzes durch Beschäftigung in vermeintlich selbstständigen 

Dienst- oder Werkverträgen verhindert werden. Das Gesetz soll zum 1.1.2017 in Kraft treten. 

 

 

9. Anrechnung von Sonderzahlungen auf den Mindestlohn 

 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen, für die Praxis interessanten Fall sah der 

Arbeitsvertrag neben einem Monatsgehalt besondere Lohnzuschläge sowie Urlaubs- und Weihnachts-

geld vor. Dazu schloss der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung über die Aus-

zahlung der Jahressonderzahlungen. Das Unternehmen zahlte daraufhin allmonatlich neben dem Brut-

togehalt je 1/12 des Urlaubs- und des Weihnachtsgelds. 

 

Wie schon zuvor das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg am 12.1.2016 entschieden hat, 

kam auch das BAG zu der Entscheidung, dass es sich bei den Sonderzahlungen um Arbeitsent-

gelt für die normale Arbeitsleistung handelt, weshalb eine Anrechnung auf den gesetzlichen 

Mindestlohn möglich ist. 

 

 

10. Unzulässige Bearbeitungsgebühr in AGB eines Unternehmerdarlehens 
 

Auch einem Unternehmer gegenüber erbringt der Darlehensgeber keine sonstige, rechtliche selbst-

ständige Leistung, für die er die Bearbeitungsgebühr als gesonderte Vergütung verlangen könnte. Die 

Zurverfügungstellung der Valuta, die Bearbeitung des Darlehensantrages, die Bonitätsprüfung, die 

Erfassung der Kundenwünsche und -daten, das Führen der Vertragsgespräche, die Abgabe des Darle-

hensangebots oder die Beratung des Kunden stellen keine separat vergütungsfähige Sonderleistung 

dar. Zu dieser Entscheidung kam das Oberlandesgericht Frankfurt a. Main (OLG) mit seinem Urteil 

vom 25.2.2016. 

 

Diesem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Zum Immobilienerwerb nahm ein Unternehmer 

bei seiner Bank mehrere Darlehen auf. Für die Darlehen verlangte die Bank jeweils eine Bearbei-

tungsgebühr. Die entsprechende Vereinbarung wurde vor jedem Vertragsabschluss mit dem Kunden 

mündlich erörtert. Der Darlehensnehmer zahlte für einen Kreditvertrag über 1.850.000 € Bearbei-

tungsgebühren in Höhe von 18.500 €. 

 

Das OLG stellte fest, dass es sich bei der Vereinbarung über die Erhebung einer Bearbeitungsgebühr 

um eine Allgemeine Geschäftsbedingung handelt. Die Bank hat diese Vertragsbedingung für eine 

Vielzahl von Verträgen vorformuliert und bei Abschluss des Darlehensvertrages vorgelegt. Es kann 

nicht davon ausgegangen werden, dass die Vertragsbedingung zwischen den Vertragsparteien im Ein-

zelnen ausgehandelt worden sind. 

 

Dass die wirtschaftlichen Parameter und die Darlehenskonditionen zu Beginn der Geschäftsbeziehung 

„grundsätzlich verhandelt“ wurden und die Verhandlungskomponente im weiteren Verlauf der Ge-

schäftsbeziehung für beide Parteien „zurücktrat“, genügt dafür nicht. Offen bleibt damit schon, ob und 

inwieweit die Bank bereit war, ihre auch in anderen Darlehensgewährungen verlangten Konditionen 

zur Disposition zu stellen und dem Darlehensnehmer Gestaltungsfreiheit zur Wahrung eigener Inte-

ressen einzuräumen, sodass dieser die reale Möglichkeit erhielt, die inhaltliche Ausgestaltung der 

Vertragsbedingungen beeinflussen zu können. Das bloße Führen von Vertragsgesprächen allein stellt 

kein „Verhandeln“ dar. 

 



 

11. Vereinbarung von 4%iger Bearbeitungsgebühr statt Vorfälligkeitsentschädigung 

 ist unwirksam 
 

Die in einen Verbraucherdarlehensvertrag einbezogene formularmäßige Bestimmung einer laufzeitun-

abhängigen „Gebühr“ von 4 % des Darlehensbetrags für ein dem Darlehensnehmer unter Verzicht auf 

eine Vorfälligkeitsentschädigung eingeräumtes Sondertilgungsrecht verstößt gegen die Regelungen 

des Bürgerlichen Gesetzbuches. Zum Nachteil des Verbrauchers darf davon nicht abgewichen wer-

den. 

 

Dem Bundesgerichtshof lag folgender Sachverhalt zur Entscheidung vor: Eine Bank gewährte einem 

Kunden ein Wohnraumförderdarlehen in Höhe von 20.000 €. Finanziert wurde das Darlehen aus Mit-

teln der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Im Darlehnsvertrag war geregelt, dass eine vorzeitige Rück-

zahlung, ohne Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung, möglich ist. Die Bank berechnete jedoch 

eine 4%ige Bearbeitungsgebühr und behielt 800 € bei der Darlehensauszahlung ein. 

 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch darf die Vorfälligkeitsentschädigung 1 % des vorzeitig zurückge-

zahlten Betrags nicht überschreiten. Die vom Darlehensnehmer im ungünstigsten Fall zu zahlende 

Vorfälligkeitsentschädigung ist damit stets geringer als der von der Bank nach den Darlehensbedin-

gungen einbehaltene Abzugsbetrag von 4 % des gesamten Darlehennennbetrags. 

 

 

12. Verjährung von Mängelansprüchen bei Auf-Dach-Photovoltaikanlagen 
 

In einem vor dem Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall ließ der Betreiber einer Tennishalle 

eine Photovoltaikanlage auf dem Dach der Halle installieren. Die Module wurden auf eine Unterkon-

struktion montiert, die mit dem Dach fest verbunden wurde. Unterkonstruktion und Module waren so 

anzubringen, dass die Statik des Dachs durch das Eigengewicht der Anlage nicht beeinträchtigt wird 

und die Anlage sturmsicher ist. 

 

Der Anlagenbauer verkabelte die Module, unter anderem um die Module mit im Innern der Halle an-

gebrachten Wechselrichtern zu verbinden. Die notwendige Durchdringung des Dachs bzw. der Ge-

bäudeaußenhaut musste dauerhaft witterungsbeständig und dicht sein. 

 

Der Anlagenbetreiber rügte die zu geringe Leistung der Anlage und verlangte eine Minderung um 

25 % der Nettovergütung. Der Erbauer der Anlage war der Auffassung, dass der Anspruch auf Nach-

erfüllung verjährt war, da die für Arbeiten bei Bauwerken geltende lange Verjährungsfrist von 5 Jah-

ren keine Anwendung findet. 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH gilt die Verjährungsfrist von 5 Jahren „bei Bauwerken“, 

wenn das Werk in der Errichtung oder grundlegenden Erneuerung eines Gebäudes besteht, das Werk 

in das Gebäude fest eingefügt wird und dem Zweck des Gebäudes dient. Diese Voraussetzungen lagen 

hier vor. Die Photovoltaikanlage wurde durch die Vielzahl der verbauten Komponenten so mit der 

Tennishalle verbunden, dass eine Trennung von dem Gebäude nur mit einem erheblichen Aufwand 

möglich ist. Schließlich dient die Photovoltaikanlage dem weiteren Zweck der Tennishalle, Trägerob-

jekt einer solchen Anlage zu sein. 

 

 

13. Geschäftsführerhaftung bei Wertguthaben aus Altersteilzeit 

 
Im GmbH-Gesetz ist geregelt, dass für die Verbindlichkeiten einer GmbH den Gläubigern derselben 

nur das Gesellschaftsvermögen haftet. Ein Geschäftsführer einer GmbH haftet für deren Verbindlich-

keiten deshalb nur dann persönlich, wenn ein besonderer Haftungsgrund gegeben ist. 

 



Außenstehenden Dritten haften Geschäftsführer einer GmbH grundsätzlich nicht persönlich. Vielmehr 

ist die Außenhaftung für Verbindlichkeiten der Gesellschaft auf das Gesellschaftsvermögen be-

schränkt. 

 

In diesem Zusammenhang hatte das Bundesarbeitsgericht sich mit der Insolvenzsicherung von Wert-

guthaben aus Altersteilzeit im Blockmodell und der Haftung des Geschäftsführers nach der Insolvenz 

der GmbH zu befassen. Danach ist der Arbeitgeber nach dem Altersteilzeitgesetz grundsätzlich ver-

pflichtet, das Wertguthaben einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozi-

alversicherungsbeitrag in geeigneter Weise gegen das Risiko seiner Zahlungsunfähigkeit abzusichern. 

 

Diese Schutzregelung trifft jedoch nur auf das Verhältnis zum Arbeitgeber – also der GmbH – zu. Die 

Vorschrift begründet keine sog. Durchgriffshaftung von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen. 

Zwar hat der Gesetzgeber u. a. mit dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch für den Insolvenzschutz zu 

erkennen gegeben, dass eine Durchgriffshaftung von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen 

wegen unzureichender Insolvenzsicherung von Wertguthaben grundsätzlich in Betracht kommt. Er hat 

jedoch die Anwendbarkeit für Altersteilzeitwertguthaben ausdrücklich ausgeschlossen. 

 

 

14. Schmerzensgeld nach augenärztlichem Behandlungsfehler 
 

In einem Fall aus der Praxis litt eine 1997 geborene Frau seit ihrem 10. Lebensjahr an Diabetes melli-

tus. Von 2007 bis 2009 befand sie sich in der augenärztlichen Behandlung. Nach den Sommerferien 

2008 suchte sie den Arzt mehrfach wegen fortschreitender Verschlechterung ihrer Sehleistung auf, 

ohne dass dieser bis zur letzten Behandlung im Februar 2009 eine Augeninnendruckmessung veran-

lasste. 

 

Nach einer notfallmäßigen Aufnahme der Patientin wegen eines erhöhten Augendrucks diagnostizier-

te die Augenklinik im März 2009 einen fortgeschrittenen sog. grünen Star. In der Folgezeit musste sie 

sich operativen Eingriffen am rechten und linken Auge unterziehen, die jedoch eine hochgradige Ver-

schlechterung ihrer Sehfähigkeit von zuvor noch über 60 % auf Werte unterhalb von 30 % nicht mehr 

verhindern konnten. Sie verlangte von dem Augenarzt u. a. ein Schmerzensgeld von zunächst 

45.000 €. Nach Bekanntwerden der Möglichkeit, dass sie noch zu Lebzeiten erblinden könne, erhöhte 

sie die Forderung auf 80.000 €. 

 

Das Oberlandesgericht Hamm hat dazu entschieden, dass der Augenarzt aufgrund eines groben Be-

funderhebungsfehlers haftet. Bei der letzten Behandlung im Februar 2009 wurde versäumt, eine Au-

geninnendruck- und eine Gesichtsfeldmessung durchzuführen und so der Ursache der sich verschlech-

ternden Sehfähigkeit weiter nachzugehen. Wäre der erhöhte Augeninnendruck seinerzeit medikamen-

tös behandelt und die Frau als Notfall in eine Augenklinik eingewiesen worden, hätten die später ein-

getretene Gesichtsfeldeinschränkung und der weitere Verlust der Sehfähigkeit möglicherweise erheb-

lich geringer ausfallen können. Der Patientin sei ein Schmerzensgeld von 80.000 € zuzusprechen. 

 

 

15. Versicherungspflicht eines Juweliers für Kundenschmuck 

 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich mit der Frage zu befassen, ob ein Juwelier verpflichtet ist, 

zur Reparatur oder zum Ankauf entgegengenommenen Kundenschmuck gegen das Risiko des Verlus-

tes durch Diebstahl oder Raub zu versichern, und – falls kein Versicherungsschutz besteht – hierüber 

den Kunden aufzuklären. 

 

Die Richter kamen zu dem Entschluss, dass ein Juwelier zwar generell nicht verpflichtet ist, zur Repa-

ratur oder Abgabe eines Ankaufsangebots entgegengenommenen Kundenschmuck gegen das Risiko 

des Verlustes durch Diebstahl oder Raub zu versichern. Aufklärungspflichtig über den nicht beste-

henden Versicherungsschutz ist der Juwelier allerdings dann, wenn es sich um Kundenschmuck von 



außergewöhnlich hohem Wert handelt oder der Kunde infolge Branchenüblichkeit des Versicherungs-

schutzes eine Aufklärung erwarten darf. 

 

In dem entschiedenen Fall handelte es sich um zur Reparatur abgegebenen Schmuck im Wert von ca. 

2.900 €, der bei einem Raubüberfall entwendet wurde. Einen außergewöhnlich hohen Wert hat der 

BGH hier verneint. 
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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5; 
Januar = 106,1 

2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0; 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 

Wir strengen uns ... 
 
...für Sie an 
 

Mit freundlichem Gruß 
 

Dipl.- Bw. Rudolf Schollmaier StB / RB  
 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

